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Fall: 

Der bisher in Dortmund ansässige K kaufte im September 2008 von 
dem in Hagen wohnhaften B unter Ausschluss der "Gewähr fur Fehler 
und Mängel" ein Grundstück, auf dem 1982 ein Wohnhaus in FertIg­
bauweise errichtet wurde. Das Grundstück ist in Hagen gelegen. B 
wusste, dass in der Fassade Asbestzementplatten verarbeitet wurden, 
teilte dies dem K jedoch nicht mit, obwohl zuvor ein anderer Kaufinte­
ressent wegen der Asbestbelastung von seinen Kaufabsichten Abstand 
genommen hatte. Nach der Ubergabe stellt K das Vorhandensein der 
Asbestzementplatten fest. K, der weiterhin in dem Haus wohnen 
möchte, hat über eine Fachfirma ein Angebot eingeholt. Darin werden 
die Sanierungskosten auf 40.000 € beziffert. 

Der Anwalt des K beantragt, 

1. B auf Zahlung von 40.000 ,€ -Schadensersatz zu verurteilen nebst 
5 % Zinsen über dem BasIszinssatz seit Rechtshangigkeit; 

2. festzustellen, dass B zum Ersatz weiterer zukünftiger 
Sanierungskosten verpflichtet ist; 

3. die Kosten des Rechtsstreits dem B aufzulegen; 

4. das Urteil für vorläufig vollstreckbar zu erklären. 

Der Anwalt des K führt an, dass Asbest eine erhebliche Gesundheitsge­
fährdung auslösen kann. Die Nutzbarkeit des Hauses sei eingeschränkt, 
da etwa im Falle von Fassadenbohrungen zur Anbringung von AuBen­
lampen jederzeit krebserregender Asbeststaub freigesetzt werden 
könne. Ferner könne zum derzeitigen Zeitpunkt nicht ausgeschlossen 
werden, dass noch weitere Sanierungskosten anfallen. 

Der Anwalt des B beantragt Klageabweisung. Zur Begründung führt er 
zum einen den vereinbarten GeWährleistungsausschluss an. Zum ande­
ren weist er - zu Recht - darauf hin, dass in den frühen SO'er Jahren die 
Verwendung von- Äsb"estzementplatten üblich und auch rechtlich zu las­
sig gewesen ist. Der Kläger hätte daher mit den verarbeiteten Asbest­
zementplatten rechnen mussen 

Erlautern Sie bitte in einem Gutachten, welches Gericht zustandig ist 
und wie das Gericht entscheiden wird. 

Bearbeitervermerk: 

Bei der Begutachtung der Frage ist davon auszugehen, dass das Gericht 

eine Beweisaufnahme nicht für erforderlich hält. Zudem ist davon aus­
zugehen, dass die nach § 278 I1 ZPO vorgesehene Güteverhandlung er­
folglos war. 

Zusatzfrage (40 Punkte): 

Sachverhalt: Die Klägerin ist Inhaberin eines Patents für Aufreissdeckel 

aus Metall für Dosen. Sie fertigt seit ca. 12 Jahren nach diesem Patent 
ovale Aufreissdosendeckel fur die Lebensmittelindustrie. Fur Blechdeckel 

dieser Art wurde ein anderweitiges Patent angemeldet. Darin Ist u.a. fol­
gende Beschreibung enthalten: 

140 Punkte 
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"Nach dem bisherigen Patent werden die Versteifungsnppen 
durch die U-formige Sicke unterbrochen, so dass dadurch ent­
sprechend die durch sie erziel bare Versteifungswirkung weitge­
hend verloren geht.. Ein weiterer Nachteil besteht darin, dass 

bei der Herstellung der vielen Sicken und den damit verbunde­
nen Verformungen Verspannungen im Blech des Deckels auftre­
ten, die zu unterwünschten Verwerfungen im Blech führen." 

Die Klagerln sieht in der Beschreibung eine Herabwurdigung ihres Pa­

tents und begehrt die Verpflichtung der Beklagten (dem DPMA) die 
Patentschnft OE ... für Aufreissdeckel aus Blech für eine Dose nur in der 
Weise zu veröffentlichen und zuganglich zu machen, dass darin ihre auf 
der Grundlage eines eigenen Patents hergestellten Produkte nicht ab­
wertend beschrieben werden. Die Klägerin möchte per einstweiliger 
Verfügung vorgehen, um die Veröffentlichung der Patentschrift hin­
sichtlich der von ihr als verunglimpfend empfundenen Äußerungen zu 
unterbi nden. 

Die Klagerin ist unSicher, bei welchem Gericht sie den Antrag stellen 

soll. Insoweit vertritt Patentanwalt P die Ansicht, dass das VG Munchen 
anzurufen sei. Patentanwaltskandidat P meint, dass das Landgericht 
München-I zuständig sein müsse. Ein weiterer Patentanwalt ist der Auf­
fassung, dass das Bundespatentgericht zuständig sei. 

Erörtern Sie die Zuständigkeit des anzurufenden Gerlchts l 

Anlage (Auszug aus Gesetzestexten): 

§ 40 VwGO [Zulässigkeit des Verwaltungsrechtsweges] 

(1) 1Der Verwaltungsrechtsweg Ist In allen öffentlich-rechtlichen Strei­
tigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art gegeben, soweit die Streitigkei­
ten nicht durch Bundesgesetz einem anderen Gericht ausdrücklich zu­
gewiesen sind. 2Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten auf dem Gebiet des 
Landesrechts können einem anderen Gericht auch durch Landesgesetz 
zugewiesen werden. 

§ 65 PatG [Errichtung; Zuständigkeit; Besetzung] 

(1) 'Fur die Entscheidungen über Beschwerden gegen Beschlüsse der 
Prüfungsstellen oder Patentabteilungen des Patentamts sowie über Kla­
gen auf Erklärung der Nichtigkeit von Patenten und in Zwangslizenz­
verfahren (§§ 81, 85) wird das Patentgericht als selbständiges und 
unabhängiges Bundesgericht errichtet. "Es hat seinen Sitz am Sitz des 
Patentamts 


